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Zuverlässigkeitsüberprüfung bei Großveranstaltungen - Übersicht über gesetzliche 
Regelungen in den Ländern 
41. Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses am 4. September 2013, unser Schreiben 
vom 30. September 2013, Umdruck 18/1841 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
im Nachgang zu unserem Schreiben vom 30. September 2013, Umdruck 18/1841 übersende 
ich Ihnen eine ergänzte Übersicht über die Vorschriften in den Ländern. Neu aufgenommen ist 
die Regelung im sächsischen Polizeigesetz. Diese unterscheidet sich von den anderen bis-
lang erlassenen Regelungen insofern, als sie einen jährlichen Bericht über durchgeführte 
Maßnahmen an den Landtag vorsieht. Außerdem enthält sie wie die Regelung in Hamburg 
eine Pflicht, den Landesbeauftragten für Datenschutz über beabsichtigte Maßnahmen zu un-
terrichten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Barbara Körffer 
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Zuverlässigkeitsüberprüfungen bei Veranstaltungen - Regelungen in den 
Polizeigesetzen und Verfassungsschutzgesetzen der Länder 
 
 
 
 
Berlin 
 
 
Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz Berlin 
 
§ 45a Datenübermittlung zum Zweck der Zuverlässigkeitsüberprüfung bei 
Großveranstaltungen 
 
(1) Soweit eine Zuverlässigkeitsüberprüfung wegen besonderer Gefahren bei 
Großveranstaltungen erforderlich ist, kann die Polizei personenbezogene Daten an 
öffentliche und nicht öffentliche Stellen übermitteln, wenn die Betroffenen schriftlich 
eingewilligt haben und die Übermittlung im Hinblick auf den Anlass der Überprüfung, 
insbesondere den Zugang des Betroffenen zu der Veranstaltung im Hinblick auf ein 
berechtigtes Sicherheitsinteresse des Empfängers sowie wegen der Art und des 
Umfanges der Erkenntnisse über den Betroffenen angemessen ist. Die Übermittlung 
beschränkt sich auf die Auskunft zum Vorliegen von Sicherheitsbedenken. Die 
Polizei hat die Betroffenen vor der schriftlichen Einwilligung über den konkreten Inhalt 
der Übermittlung und die Empfänger zu informieren, soweit diese nicht auf andere 
Weise Kenntnis hiervon erhalten haben. Eine Datenübermittlung nach Satz 1 über 
die in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung genannten Personen 
findet nicht statt, soweit diese innerhalb der letzten zwölf Monate von einer anderen 
Polizeibehörde des Bundes oder eines Landes zuverlässigkeitsüberprüft wurden. 
 
(2) Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur zu Zwecken der 
Zuverlässigkeitsüberprüfung verarbeiten. Die Polizei hat den Empfänger schriftlich 
zur Einhaltung dieser Zweckbestimmung zu verpflichten.  
 
(3) Der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist zu 
unterrichten, wenn eine Datenübermittlung wegen einer Veranstaltung nach Absatz 1 
beabsichtigt ist.  

 
[1] § 45a eingef. mWv 27. 7. 2011 durch G v. 13. 7. 2011 (GVBl. S. 337). 
 
 



Hamburg 
 
 
Gesetz über die Datenverarbeitung der Polizei 
 
§ 21 Datenübermittlung an Personen und Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs, Bekanntgabe an die Öffentlichkeit 
 
(1) Die Polizei darf personenbezogene Daten an Personen oder Stellen außerhalb 
des öffentlichen Bereichs übermitteln, soweit 
 
[...] 
 
5. die Übermittlung für Zwecke einer Zuverlässigkeitsüberprüfung mit Einwilligung 
des Betroffenen erfolgt und im Hinblick auf den Anlass dieser Überprüfung, 
insbesondere den Zugang des Betroffenen zu einer besonders gefährdeten 
Veranstaltung, mit Rücksicht auf ein berechtigtes Interesse des Empfängers und 
wegen der Art oder des Umfangs der Erkenntnisse über den Betroffenen 
angemessen ist. 
 
§ 20 Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 
5 finden die Beschränkungen des § 14 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 18 
Absatz 1 Satz 2, keine Anwendung. Bewertungen sowie die nach § 16 Absatz 3 
gespeicherten personenbezogenen Daten dürfen nicht übermittelt werden. 
 
 
Hamburgisches Verfassungsschutzgesetz 
 
§ 17 Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs 
 
(4) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf eine Bewertung über 
personenbezogene Daten an Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs übermitteln, soweit die Übermittlung für Zwecke einer 
Zuverlässigkeitsüberprüfung mit Einwilligung der Betroffenen erfolgt und im Hinblick 
auf den Anlass dieser Überprüfung, insbesondere den Zugang der Betroffenen zu 
einer besonders gefährdeten Veranstaltung, mit Rücksicht auf ein berechtigtes 
Interesse des Empfängers und wegen der Art oder des Umfangs der Erkenntnisse 
über den Betroffenen angemessen ist. Das Landesamt für Verfassungsschutz hat 
den Betroffenen die Gründe für eine negative Bewertung mitzuteilen. Absätze 2 und 
3 gelten entsprechend. 
 
 



Sachsen 
 
Polizeigesetz des Freistaates Sachsen 
 
§ 44 Datenübermittlung zum Zwecke einer Zuverlässigkeitsüberprüfung  
 
(1) Zum Zwecke der Gefahrenabwehr bei besonders gefährdeten Veranstaltungen 
kann der Polizeivollzugsdienst personenbezogene Daten an öffentliche und 
nichtöffentliche Stellen übermitteln, soweit dies zum Zwecke einer 
Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist, mit schriftlicher Einwilligung des 
Betroffenen erfolgt und im Hinblick auf den Anlass dieser Überprüfung, insbesondere 
den Zugang des Betroffenen zu der Veranstaltung, mit Rücksicht auf ein berechtigtes 
Sicherheitsinteresse des Empfängers sowie wegen der Art und des Umfanges der 
Erkenntnisse über den Betroffenen angemessen ist. Die Rückmeldung an eine 
nichtöffentliche Stelle beschränkt sich auf die Auskunft zum Vorliegen von 
Zuverlässigkeitsbedenken. Der Betroffene ist über den Inhalt der Übermittlung zu 
informieren, soweit dies nicht bereits auf andere Weise sichergestellt ist. 
 
(2) Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur für den Zweck der 
Zuverlässigkeitsüberprüfung verarbeiten. Der Polizeivollzugsdienst hat den 
Empfänger schriftlich zu verpflichten, diese Zweckbestimmung einzuhalten. 
 
(3) Der Sächsische Datenschutzbeauftragte ist zu unterrichten, wenn eine 
Datenübermittlung wegen einer besonders gefährdeten Veranstaltung beabsichtigt 
ist. 
 
(4) Der Staatsminister des Innern berichtet über die Maßnahmen nach Absatz 1 
jährlich dem Landtag.  
 
 
Thüringen 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes und des 
Ordnungsbehördengesetzes vom 21.5.2013, Drucksache 5/6118 
 
§ 41a Datenübermittlung zum Zwecke einer Zuverlässigkeitsüberprüfung 
 
Zum Zwecke der Gefahrenabwehr bei besonders gefährdeten Veranstaltungen kann 
die Polizei personenbezogene Daten an öffentliche und nichtöffentliche Stellen 
übermitteln, wenn es 
1. für eine Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist, 
2. mit schriftlicher Einwilligung des Betroffenen erfolgt und 
3. im Hinblick auf den Anlass dieser Überprüfung, insbesondere den Zugang des 
Betroffenen zu der Veranstaltung, sowie wegen der Art und des Umfangs der 
Erkenntnisse über ihn und mit Rücksicht auf das berechtigte Sicherheitsinteresse des 
Datenempfängers angemessen ist. 
Die Rückmeldung an eine nichtöffentliche Stelle beschränkt sich auf die Auskunft 
zum Vorliegen von Zuverlässigkeitsbedenken. Die Übermittlung der 
personenbezogenen Daten ist zu dokumentieren. Der Empfänger darf die 
übermittelten Daten nur für den Zweck der Zuverlässigkeitsüberprüfung verarbeiten. 
Die Polizei hat den Empfänger schriftlich zu verpflichten, diese Zweckbestimmung 



einzuhalten und eine Löschung der Daten spätestens nach Beendigung der 
Veranstaltung vorzunehmen. Der Betroffene ist über den Inhalt der Übermittlung zu 
informieren, soweit dies nicht bereits auf andere Weise sichergestellt ist. 
 
 
 
 




